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05.11.2007 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2008 (Haushaltsgesetz 2008)  

Drucksache 16/7746  

 
 
 
Einzelplan 03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  81       
Buchungskreis: 2290  
 
Produktnummer lt. Leistungsplan       
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Stellenpläne Polizeibehörden 
 
  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    
 
 
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 1.354.688,6 +3.490,4 1.358.179,0

 

 
 
 

Der Erfolgsplan ändert sich entsprechend. 
 

 
 
 
 
 

 
Plan-/Stellenveränderungen:  
 
 Neue Plan-/Stellen Weggefallene Plan-/stellen von um auf 

 

- Erhöhung Anzahl Stellen bei Kap. 03 81 422 00 22 A 
10/Kennung 011 Polizei-/Krimalhauptkommisare/innen  
- 8.117,5 "+" 22,0 8.139,5

 

 Erhöhung Anzahl Stellen bei Kap. 03 81 425 00 Verg.Gr. VI 
b/Kennung 001  
- 2.264,5 "+" 244,0 2.508,5

 

 ErhöhungAnzahl Stellen im Kapitel 03 81 422 00 Bes.Gr. 
A9 geh. D./Kennung 405 Polizei-/Kriminalkommisar-
Anwärter/innen  
- 1.300,0 "+" 50,0 1.350,0

 
 
 
 

 
Sonstige Veränderungen:      
 
Streichung von 336 PVS-Vermerken bei Kapitel 03 81 422 00/ Bes.Gr. A 10 (011) 
- Streichung von 2 PVS-Vermerken bei Kapitel 03 81 422 00/ Bes.Gr. A 9 geh.D. (009) 
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Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:      
 
Stellenerhöhung bei A 10, um den bisher über die PVS eingetretenen Stellenabbau wieder rückgängig zu machen. 
Stellenerhöhung bei VI b, um die bislang auf den Stellen der Vollzugspolizei geführten angestellten Wachpolizisten auf 
originären Angestelltenstellen zu führen und die blockierten Beamtenstellen wieder frei zu machen. Die 
Stellenumwandlung kann 2008 kostenneutral erfolgen, da die frei werdenden Beamtenstellen in 2008 nicht sofort wieder 
besetzt werden können. 
Streichung der PVS-Vermerke zum Stopp des Stellenabbaues. 
 
 

 
 
 
Wiesbaden, 05.11.2007 
 
Für die Fraktion der SPD 
Die Fraktionsvorsitzende 
Andrea Ypsilanti 

  
  
  

  
  
  
  

  
  
  

 


